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Entwicklung des Landeshaushalts 

Die Bruttosteuereinnahmen des Landes sind 2018 gegenüber dem Vor-
jahr um 2,8 Mrd. Euro gestiegen. Die Einnahmen aus Überschüssen der 
Vorjahre erhöhten sich auf 2,3 Mrd. Euro. Die bereinigten Einnahmen 
überstiegen die bereinigten Ausgaben um mehr als 3 Mrd. Euro. Die 
haushaltsmäßige Verschuldung wurde 2018 erstmals in nennenswer-
tem Umfang um 250 Mio. Euro auf 46 Mrd. Euro gesenkt.  

1 Entwicklung der Einnahmen 2009 bis 2018 

In Abbildung 1 sind für die Jahre 2009 bis 2018 die Einnahmen der Haupt-
gruppen 0 bis 3 im Landeshaushalt dargestellt. 

 

Abbildung 1: Einnahmen im Landeshaushalt 2009 bis 2018 (in Mrd. Euro)1 
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Die Einnahmen des Landes stiegen von 34,8 Mrd. Euro (2009) um 22,4 Mrd. 
Euro (+64,2 Prozent) auf 57,2 Mrd. Euro (2018). Gegenüber dem Vorjahr 
nahmen die Einnahmen 2018 um 5,6 Mrd. Euro zu (+10,9 Prozent). Von 
dieser Steigerung entfielen 
                                                      

1 Zum Teil Rundungsdifferenzen. 
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• 2,8 Mrd. Euro auf die Hauptgruppe 0; 

• 0,1 Mrd. Euro auf die Hauptgruppe 1; 

• 0,4 Mrd. Euro auf die Hauptgruppe 2; 

• 2,3 Mrd. Euro auf die Hauptgruppe 3.  

Die Summe der Einnahmen wurde zu 71,2 Prozent (40,7 Mrd. Euro) durch 
Steuern und steuerähnliche Abgaben erzielt. 

 

1.1 Steuereinnahmen und steuerähnliche Abgaben 

Die Steuereinnahmen und Einnahmen aus steuerähnlichen Abgaben stiegen 
in den letzten Jahren aufgrund der guten wirtschaftlichen Entwicklung deut-
lich an. Ihre Höhe wird zudem stark von der Gesetzgebung auf Bundesebe-
ne beeinflusst.  

Die Brutto-Steuereinnahmen2 lagen 2018 mit 40,6 Mrd. Euro um 16,5 Mrd. 
Euro (+68,4 Prozent) höher als 2009. Bei dieser Betrachtung ist die bis 
30. Juni 2009 dem Land zustehende Kraftfahrzeugsteuer nicht enthalten. 
Diese Steuer steht seit 1. Juli 2009 nicht mehr den Ländern, sondern dem 
Bund zu. Zur Kompensation erhält Baden-Württemberg vom Bund eine jähr-
liche Ausgleichszahlung. 2009 lag diese Kompensation bei 663,5 Mio. Euro; 
seit 2010 beträgt die jährliche Zuweisung des Bundes 1,3 Mrd. Euro. 

2018 erhöhten sich die Brutto-Steuereinnahmen gegenüber dem Vorjahr um 
2,8 Mrd. Euro (+7,5 Prozent). Die um die Ausgaben des Länderfinanzaus-
gleichs und des Kommunalen Finanzausgleichs bereinigten (Netto-) Steuer-
einnahmen stiegen im Vergleich zu 2017 von 27,8 Mrd. Euro auf 29,6 Mrd. 
Euro (+6,7 Prozent). 

Tabelle 1 zeigt, wie sich die Steuereinnahmen und die steuerähnlichen Ab-
gaben von 2014 bis 2018 sowie im Zehnjahreszeitraum (Basisjahr 2009) im 
Einzelnen entwickelt haben. 

 

                                                      

2 Ohne steuerähnliche Abgaben. 
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Tabelle 1: Entwicklung der Steuereinnahmen und steuerähnlichen Abgaben 
2009 sowie 2014 bis 2018 (in Mrd. Euro)3 

  2009 2014 2015 2016 2017 2018 

Gemeinschaftsteuern   

Lohnsteuer 8,79 11,09 11,84 12,34 13,12 13,97 

Veranlagte Einkommensteuer 1,84 3,27 3,45 3,83 4,39 4,35 

Nicht veranlagte Steuern vom 
Ertrag 0,70 1,24 1,16 1,48 1,49 1,68 

Körperschaftsteuer 0,51 1,67 1,52 2,16 2,14 2,60 

Umsatzsteuer 6,98 7,62 7,25 8,15 8,51 8,71 

Einfuhrumsatzsteuer 1,99 2,88 3,23 3,73 3,44 3,94 

Gewerbesteuerumlage 0,65 0,95 1,03 1,09 1,15 1,24 

Zinsabschlag-/Abgeltungsteuer 0,86 0,60 0,62 0,42 0,50 0,49 

Summe Gemeinschaftsteuern 
(Landesanteil) 22,32 29,32 30,09 33,19 34,74 36,99 

Landessteuern   

Erbschaftsteuer 0,80 0,85 1,03 1,08 0,93 1,32 

Grunderwerbsteuer 0,69 1,36 1,60 1,60 1,75 1,92 

Sonstige Landessteuern 0,284 0,30 0,32 0,32 0,33 0,35 

Summe Landessteuern 1,77 2,51 2,95 3,00 3,01 3,59 

  

Summe Steuereinnahmen 
(ohne steuerähnliche Abgaben) 24,094 31,83 33,04 36,19 37,76 40,59 

Steuerähnliche Abgaben 0,11 0,11 0,11 0,16 0,14 0,14 

Summe Steuereinnahmen und 
steuerähnliche Abgaben 24,204 31,94 33,15 36,35 37,90 40,73 

 

Die Steuereinnahmen des Landes bestehen aus Gemeinschaft- und Lan-
dessteuern. Die Einnahmen aus Gemeinschaftsteuern haben sich seit 2009 
von 22,3 Mrd. Euro um 14,7 Mrd. Euro (+65,7 Prozent) auf 37,0 Mrd. Euro 
2018 erhöht. Ihr Anteil an den gesamten Steuereinnahmen des Landes lag 
2018 bei 91,1 Prozent. Die Steuern vom Einkommen und vom Ertrag (ein-
schließlich Abgeltungsteuer) trugen im Haushaltsjahr 2018 mit 62,5 Prozent 
(23,1 Mrd. Euro) zum Landesanteil an den Gemeinschaftsteuern bei. Das 
höchste Aufkommen hiervon verzeichnete die Lohnsteuer mit 14,0 Mrd. 
Euro. 

Die Einnahmen aus der Umsatzsteuer erhöhten sich 2018 gegenüber 2017 
um 194,7 Mio. Euro (+2,3 Prozent) auf 8,7 Mrd. Euro. Zusammen mit der 
Einfuhrumsatzsteuer erhöhte sich das Aufkommen 2018 im Vergleich zum 
Vorjahr um 692,6 Mio. Euro (+5,8 Prozent) auf 12,6 Mrd. Euro.  

                                                      

3 Zum Teil Rundungsdifferenzen. 
4 Ohne Kraftfahrzeugsteuer. Die Kraftfahrzeugsteuer betrug in 2009 635,4 Mio. Euro. 
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Die Landessteuern (ohne Kraftfahrzeugsteuer) haben sich seit 2009 - auch 
aufgrund der Erhöhung des Steuersatzes bei der Grunderwerbsteuer - um 
1,8 Mrd. Euro (+102,7 Prozent) auf 3,6 Mrd. Euro (2018) erhöht. Gegenüber 
2017 erhöhten sich die Landessteuern 2018 um 0,6 Mrd. Euro (+19,2 Pro-
zent). Sie hatten 2018 einen Anteil an den gesamten Steuereinnahmen des 
Landes von 8,9 Prozent. Die Einnahmen aus der Grunderwerbsteuer erhöh-
ten sich 2018 im Vergleich zum Vorjahr um 169,8 Mio. Euro (+9,7 Prozent) 
auf 1,9 Mrd. Euro. 2018 betrug ihr Anteil am gesamten Aufkommen der Lan-
dessteuern 53,5 Prozent. Die Einnahmen durch die Erbschaftsteuer erhöh-
ten sich 2018 gegenüber 2017 um 390,8 Mio. Euro (+41,8 Prozent) auf 
1,3 Mrd. Euro. 2018 hatten sie einen Anteil von 36,9 Prozent an den Ein-
nahmen aus Landessteuern.  

Die steuerähnlichen Abgaben bestehen aus Abgaben von Spielbanken so-
wie sonstigen Abgaben. Die Einnahmen aus steuerähnlichen Abgaben blie-
ben mit 140,4 Mio. Euro im Vergleich zum Vorjahr nahezu unverändert  
(-0,2 Prozent). Mit einem Aufkommen von 83,1 Mio. Euro entfiel hierbei 
mehr als die Hälfte auf das Wasserentnahmeentgelt. 

 

1.2 Verwaltungseinnahmen und Einnahmen aus Schuldendienst 

Die Verwaltungseinnahmen und Einnahmen aus Schuldendienst (Haupt-
gruppe 1) stiegen 2018 gegenüber dem Vorjahr um 95,9 Mio. Euro 
(+5,2 Prozent) auf 1,9 Mrd. Euro.  

Die Verwaltungseinnahmen (Obergruppe 11) nahmen im Vergleich zu 2017 
per Saldo um 147,4 Mio. Euro (+11,2 Prozent) auf 1,5 Mrd. Euro zu. Hierin 
enthalten ist der Rückgang von Einnahmen infolge der Notariats- und 
Grundbuchamtsreform zum Stichtag 1. Januar 2018. Dem gegenüber ste-
hen einmalige Einnahmen des Landes aus thesaurierten Garantiegebühren 
der Garantieportfolio Baden-Württemberg GmbH & Co. KG von im Soll 
357 Mio. Euro5.  

Die Einnahmen aus wirtschaftlicher Tätigkeit und aus Vermögen (Obergrup-
pe 12) gingen gegenüber dem Vorjahr um 35,4 Mio. Euro (-9,8 Prozent) auf 
327,1 Mio. Euro zurück. Hauptgrund ist, dass die Beteiligungsgesellschaft 
des Landes mbH 2017 eine einmalige Sonderausschüttung von 10 Mio. 
Euro getätigt hat. Darüber hinaus hat sich 2018 die Ausschüttung der LBBW 
um 9,7 Mio. Euro gegenüber dem Vorjahr vermindert. 

Die Erlöse aus der Veräußerung von Gegenständen (Obergruppe 13) ver-
minderten sich 2018 um 2,5 Mio. Euro (-3,7 Prozent) auf 64,6 Mio. Euro. 

Die Einnahmen aus Schuldendienst (Obergruppen 15 bis 18) verminderten 
sich 2018 im Vergleich zum Vorjahr um 13,4 Mio. Euro (-15,0 Prozent) auf 
75,9 Mio. Euro. Dies waren im Wesentlichen Zins- und Tilgungseinnahmen 
aus gewährten Darlehen des Landes zur Wohnraum- und Ausbildungsförde-
rung. 

 

                                                      

5 Kapitel 0620 Titel 111 14. 
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1.3 Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen mit Ausnahme für 
Investitionen 

Im zehnjährigen Betrachtungszeitraum erhöhten sich die Einnahmen aus 
Zuweisungen und Zuschüssen mit Ausnahme für Investitionen (Hauptgrup-
pe 2) insgesamt um 3,7 Mrd. Euro (+62,2 Prozent). Zieht man die nach 
Wegfall der Kraftfahrzeugsteuer vom Bund bezahlte Ersatzleistung von 
1,3 Mrd. Euro bzw. 663,5 Mio. Euro ab, beträgt der Zuwachs noch 3,0 Mrd. 
Euro (+57,8 Prozent). Diesen Einnahmen stehen - mit Ausnahme der Zu-
weisung des Bundes zum Ausgleich des Kraftfahrzeugsteuer-Wegfalls - 
größtenteils entsprechende Ausgaben gegenüber. 

2018 stiegen die Einnahmen der Hauptgruppe 2 gegenüber dem Vorjahr um 
408,9 Mio. Euro (+4,5 Prozent) auf 9,5 Mrd. Euro. Die größten Posten dieser 
Einnahmegruppe waren 2018: 

• Finanzausgleichsumlage nach § 1a Finanzausgleichsgesetz mit 
4.234,2 Mio. Euro; sie erhöhte sich im Vergleich zu 2017 um 270,2 Mio. 
Euro (+6,8 Prozent); 

• Zuweisung des Bundes zum Ausgleich des Kraftfahrzeugsteuer-Wegfalls 
mit 1.305,3 Mio. Euro (seit 2010 unverändert); 

• Einnahmen zur Sicherstellung und Verbesserung einer ausreichenden 
Bedienung durch den ÖPNV/SPNV sowie zur Infrastruktur- und Fahrzeug-
förderung im Geschäftsbereich des Ministeriums für Verkehr mit 
926,8 Mio. Euro; sie erhöhten sich gegenüber 2017 um 26,7 Mio. Euro 
(+3,0 Prozent);  

• Zuweisungen des Bundes gemäß § 46a SGB XII für Sozialhilfe mit 
628,5 Mio. Euro; sie stiegen um 35,4 Mio. Euro (+6,0 Prozent) im Ver-
gleich zu 2017;  

• Zuweisungen des Bundes für die Kosten der Unterkunft und Heizung ge-
mäß § 46 Absätze 5 bis 8 SGB II mit 607,4 Mio. Euro gegenüber 
593,1 Mio. Euro 2017 (+2,4 Prozent); 

• Erstattung anteilmäßiger Versorgungsbezüge durch Landesbetriebe und 
Sonstige mit 239,0 Mio. Euro gegenüber 231,1 Mio. Euro 2017 
(+3,4 Prozent); 

• Zuweisungen des Bundes für Maßnahmen im Rahmen des Hochschul-
paktes („Ausbauprogramm Hochschule 2012“) mit 205,2 Mio. Euro; sie 
verminderten sich um 76,5 Mio. Euro (-27,1 Prozent) gegenüber 2017. 

 

1.4 Kreditaufnahmen, Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen 
für Investitionen und besondere Finanzierungseinnahmen 

Die saldierten Einnahmen aus Schuldenaufnahmen, aus Zuweisungen und 
Zuschüssen für Investitionen und die besonderen Finanzierungseinnahmen 
lagen 2018 bei 5,0 Mrd. Euro. Der Schwerpunkt lag bei den besonderen 
Finanzierungseinnahmen.  

Im Vergleich zum Vorjahr stiegen die saldierten Einnahmen der Hauptgrup-
pe 3 um 2,3 Mrd. Euro (+83,4 Prozent).  
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1.4.1 Einnahmen aus Schuldenaufnahmen 

Das Land verzichtete in den Jahren 2015 bis 2017 auf eine Nettokreditauf-
nahme. 2018 wurde erstmals in nennenswertem Umfang haushaltsmäßige 
Verschuldung von 250 Mio. Euro getilgt.  

 

1.4.2 Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen für Investitio-
nen 

Die Einnahmen aus Zuweisungen und Zuschüssen für Investitionen (Ober-
gruppen 33 und 34) erhöhten sich seit 2009 um 199,7 Mio. Euro 
(+21,0 Prozent) auf 1,2 Mrd. Euro. Sie stiegen im Vergleich zu 2017 um 
111,4 Mio. Euro (+10,7 Prozent).  

Die größten Posten dieser Einnahmengruppen waren 2018: 

• Finanzhilfen des Bundes für Investitionen nach dem Gemeindeverkehrsfi-
nanzierungsgesetz (Bundesprogramm) für kommunale Vorhaben sowie 
auf dem Gebiet des ÖPNV mit 209,7 Mio. Euro; sie erhöhten sich gegen-
über dem Vorjahr um 47,1 Mio. Euro (+29,0 Prozent); 

• Zuweisungen des Bundes, Beiträge Dritter sowie Erstattung von Bauaus-
gaben durch die Finanzierungsgesellschaft für Öffentliche Vorhaben des 
Landes Baden-Württemberg mbH mit 165,6 Mio. Euro. Die Einnahmen 
wurden für Baumaßnahmen des Behördenbauprogramms sowie Baupro-
gramme zur Forschungsförderung, Emissionsschutz und Nachfolgebele-
gung ehemals militärischer Grundstücke verwendet; sie verminderten sich 
gegenüber dem Vorjahr um 23,6 Mio. Euro (-12,5 Prozent);  

• Zuweisungen und Zuschüsse des Bundes zu städtebaulichen Sanierungs- 
und Entwicklungsmaßnahmen sowie zum Landesförderprogramm „Wohn-
raum für Flüchtlinge“ mit 107,9 Mio. Euro; sie erhöhten sich um 12,1 Mio. 
Euro (+12,7 Prozent) gegenüber 2017; 

• Zuschüsse der Europäischen Union für Investitionen nach dem Maßnah-
men- und Entwicklungsplan Ländlicher Raum Baden-Württemberg 2014-
2020 (MEPL III) mit 95,5 Mio. Euro; sie erhöhten sich gegenüber dem 
Vorjahr um 21,3 Mio. Euro (+28,7 Prozent); 

• Zuweisungen des Bundes für die Darlehensförderung der Studierenden 
mit 94,3 Mio. Euro; sie verminderten sich gegenüber dem Vorjahr um 
5,0 Mio. Euro (-5,0 Prozent); 

• Beiträge der Landeshauptstadt Stuttgart und des Verbandes Region 
Stuttgart für die Finanzierung und den Vorsorgebedarf der Neubaustrecke 
Wendlingen-Ulm und für Stuttgart 21 mit 92,1 Mio. Euro; sie stiegen um 
22,4 Mio. Euro (+32,0 Prozent) gegenüber 2017; 

• Finanzhilfen des Bundes für Investitionen von Gemeinden und Gemein-
deverbänden zur Verbesserung der Verkehrsverhältnisse der Gemeinden 
mit 75,6 Mio. Euro; sie blieben gegenüber dem Vorjahr nahezu unverän-
dert. 

Diesen Einnahmen stehen entsprechende Ausgaben gegenüber. 
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1.4.3 Besondere Finanzierungseinnahmen 

Die Entnahmen aus Rücklagen, Fonds und Stöcken (Obergruppe 35) erhöh-
ten sich 2018 um 1,1 Mrd. Euro auf 1,6 Mrd. Euro gegenüber 2017. Hinter-
grund war im Wesentlichen die deutlich höhere Entnahme aus der Rücklage 
für Maßnahmen im Sinne des § 1 Absatz 3 der Verordnung zu § 18 Landes-
haushaltsordnung (Rücklage VO) und eine höhere Entnahme aus der Rück-
lage für Haushaltsrisiken.  

Die Einnahmen aus Überschüssen der Vorjahre haben sich im Vergleich zu 
2017 mehr als verdoppelt. Sie erhöhten sich um 1,3 Mrd. Euro 
(+128,6 Prozent) auf 2,3 Mrd. Euro in 2018. 

 

2 Entwicklungen der Ausgaben 2009 bis 2018 

Abbildung 2 zeigt die Entwicklung der Ist-Ausgaben des Landes für die Jah-
re 2009 bis 2018. 

 

Abbildung 2: Ausgaben im Landeshaushalt 2009 bis 2018 (in Mrd. Euro)6 
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Die Ausgaben des Landes stiegen von 34,8 Mrd. Euro (2009) um 19,3 Mrd. 
Euro (+55,3 Prozent) auf 54,1 Mrd. Euro (2018). Gegenüber dem Vorjahr 

                                                      

6 Zum Teil Rundungsdifferenzen. 
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nahmen die Ausgaben 2018 deutlich um 5,3 Mrd. Euro zu (+10,9 Prozent). 
Von dieser Steigerung entfielen  

• 0,3 Mrd. Euro auf die Hauptgruppe 4; 

• 0,1 Mrd. Euro auf die Hauptgruppe 5; 

• 2,1 Mrd. Euro auf die Hauptgruppe 6; 

• 2,8 Mrd. Euro auf die Hauptgruppe 9. 

Im Bereich der Investitionen (Hauptgruppen 7 und 8) ist per Saldo ein Rück-
gang um 100 Mio. Euro zu verzeichnen.  

Die Personalausgaben (Hauptgruppe 4) sowie die Ausgaben für Zuweisun-
gen und Zuschüsse mit Ausnahme für Investitionen (Hauptgruppe 6) ent-
sprechen zusammen 78,4 Prozent der Gesamtausgaben. 

 

2.1 Personalausgaben 

In der Hauptgruppe 4 werden ausschließlich die Personalausgaben der 
Kernverwaltung des Landes ausgewiesen. Sie schließen insbesondere die 
Bezüge und Nebenleistungen für Beamte und Richter, die Entgelte der Be-
schäftigten, die Versorgungsbezüge sowie Ausgaben für die Beihilfe ein. 
Hinzu kommen Personalausgaben bei Landesbetrieben, die im Landes-
haushalt nicht explizit als Personalausgaben ausgewiesen werden7.  

In der Vergangenheit wurden zahlreiche Einrichtungen des Landes in Lan-
desbetriebe umgewandelt. In der Folge wurden die ursprünglich kameralen 
Personalausgaben dieser Einrichtungen als Teil der Zuschüsse für die Lan-
desbetriebe in Hauptgruppe 6 etatisiert. Entsprechend sanken die Personal-
ausgaben der Hauptgruppe 4 im Landeshaushalt.  

Das Vorheft zum Staatshaushaltsplan für 2018/2019 weist im Soll für 2018 
Personalausgaben in Landesbetrieben von 3,0 Mrd. Euro aus. Davon entfal-
len allein 2,7 Mrd. Euro auf Einrichtungen des Wissenschaftsministeriums. 
Eine Darstellung der Ist-Ausgaben bei Landesbetrieben prüft das Ministe-
rium für Finanzen derzeit. Die in Tabelle 2 dargestellte Entwicklung der Per-
sonalausgaben hat insofern nur eine eingeschränkte Aussagekraft.  

 

                                                      

7 Landesbetriebe in diesem Sinne sind auch solche Einrichtungen, die auf eine Wirtschafts-
führung nach den Grundsätzen der §§ 26 Absatz 1 und 74 Absatz 1 Landeshaushaltsord-
nung umgestellt haben. 



40 

Tabelle 2: Entwicklung der Personalausgaben der Hauptgruppe 48  
(in Mrd. Euro)9 

  2009 2014 2015 2016 2017 2018 

Gruppe 
422 

Bezüge und Nebenleis-
tungen der Beamtinnen 
und Beamten und Rich-
terinnen und Richter 

7,21 7,80 7,86 7,99 8,19 8,44 

Gruppe 
428 

Entgelte der Arbeit-
nehmerinnen und  
Arbeitnehmer 

1,52 1,75 1,56 1,53 1,62 1,64 

Gruppe 
432 

Versorgungsbezüge der 
Beamtinnen und Beam-
ten, Richterinnen und 
Richter 

3,07 3,96 4,23 4,47 4,74 5,02 

Gruppe 
441 

Beihilfen, soweit nicht 
für Versorgungsemp-
fängerinnen und Ver-
sorgungsempfänger 
und dergleichen 

0,39 0,37 0,42 0,41 0,42 0,46 

Gruppe 
446 

Beihilfen für Versor-
gungsempfängerinnen 
und Versorgungsemp-
fänger und dergleichen 

0,56 0,69 0,75 0,79 0,83 0,94 

Gruppen 
424 und 
434 

Zuführung an die Ver-
sorgungsrücklage 0,16 0,21 0,25 0,27 0,35 0,00 

Sonstige Personalausgaben 0,67 0,84 0,64 0,63 0,66 0,66 

Summe Personalausgaben 13,59 15,63 15,71 16,09 16,81 17,14 

 

Die Personalausgaben stiegen in den vergangenen zehn Jahren um jährlich 
durchschnittlich 2,6 Prozent. Sie lagen 2018 mit 17,1 Mrd. Euro - trotz Bil-
dung zahlreicher Landesbetriebe - um 3,6 Mrd. Euro über den Personalaus-
gaben in 2009. 2018 nahmen sie im Vergleich zum Vorjahr um 334 Mio. 
Euro (+2 Prozent) zu. 

Den größten Block innerhalb der Personalausgaben der Hauptgruppe 4 
bilden die Bezüge und Nebenleistungen der Beamtinnen und Beamten und 
Richterinnen und Richter. Sie erhöhten sich im zehnjährigen Betrachtungs-
zeitraum um 1,2 Mrd. Euro (+16,9 Prozent). Dabei ist zu berücksichtigen, 
dass durch die Bildung von Landesbetrieben Personalausgaben in erhebli-
chem Umfang nicht mehr als solche dargestellt wurden.  

Die Beihilfeausgaben für die aktiven Beamtinnen und Beamten und Richte-
rinnen und Richter stiegen von 2009 bis 2018 um 62 Mio. Euro (+15,8 Pro-
zent). Der moderate Anstieg in den vergangenen Jahren war in erster Linie 
verschiedenen kostendämpfenden Maßnahmen geschuldet.  

                                                      

8 Ohne Personalausgaben der Landesbetriebe.  
9 Zum Teil Rundungsdifferenzen. 
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Die Ausgaben für die Versorgungsbezüge der Beamtinnen und Beamten 
und Richterinnen und Richter stiegen in den vergangenen zehn Jahren um 
1,9 Mrd. Euro (+63,1 Prozent). Zudem erhöhten sich die Beihilfeausgaben 
für die Versorgungsempfängerinnen und Versorgungsempfänger im gleichen 
Zeitraum um 383,8 Mio. Euro (+68,9 Prozent). Mitursächlich für diese Ent-
wicklung ist, dass die Zahl der Versorgungsberechtigten von 94.695 (2009) 
um 34.680 (+36,6 Prozent) auf 129.375 (2018)10 anstieg. 

Die Entgelte der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer erhöhten sich im 
Betrachtungszeitraum 2009 bis 2018 um 119,4 Mio. Euro (+7,9 Prozent). 
Ursächlich für den moderaten Anstieg ist auch eine teilweise Verlagerung 
von Stellen aus der Kernverwaltung zu den Landesbetrieben. 

2018 wurde der Versorgungsrücklage entsprechend der gesetzlichen Rege-
lung erstmals kein Betrag mehr zugeführt. Weitere Zuführungen sind auch 
künftig nicht vorgesehen.  

 

2.2 Sächliche Verwaltungsausgaben und Ausgaben für den Schul-
dendienst  

Die Summe der sächlichen Verwaltungsausgaben und der Ausgaben für den 
Schuldendienst (Hauptgruppe 5) stieg seit 2009 um 12,3 Prozent auf 
3,7 Mrd. Euro (2018). Im Vergleich zum Vorjahr erhöhte sie sich um 
113,2 Mio. Euro (+3,2 Prozent). 

Tabelle 3 zeigt die Entwicklung der sächlichen Verwaltungsausgaben 
(Obergruppen 51 bis 54) und der Ausgaben für Kreditmarktzinsen. 

 

Tabelle 3: Sächliche Verwaltungsausgaben und Zinsausgaben am Kredit-
markt 2009 sowie 2014 bis 2018 (in Mrd. Euro) 

  2009 2014 2015 2016 2017 2018 

Obergruppen 
51 bis 54 

Sächliche Verwal-
tungsausgaben 1,63 2,03 2,02 2,24 2,16 2,26 

Obergruppe 57 Zinsausgaben am 
Kreditmarkt 1,60 1,58 1,53 1,46 1,39 1,40 

 

Bei differenzierter Betrachtung zeigt sich, dass die sächlichen Verwaltungs-
ausgaben seit 2009 mit geringen Schwankungen nahezu kontinuierlich ge-
stiegen sind. Dies, obwohl Ausgaben in erheblichem Umfang in die zahlreich 
neu errichteten Landesbetriebe verlagert wurden. Landesbetriebe werden 
über Zuweisungen und Zuschüsse der Hauptgruppe 6 finanziert (siehe 
Punkt 2.3). 

2018 stiegen die sächlichen Verwaltungsausgaben im Vergleich zu 2017 um 
92,0 Mio. Euro auf 2,3 Mrd. Euro.  

                                                      

10 Quelle: Statistisches Landesamt; Statistik über die Versorgungsempfänger und Versor-
gungsausgaben des Landes. 
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Die sächlichen Verwaltungsausgaben für die Unterhaltung der Grundstücke 
und baulichen Anlagen erhöhten sich 2018 gegenüber dem Vorjahr um 
21,6 Mio. Euro auf 0,3 Mrd. Euro. Die Mehrausgaben in 2018 flossen in ers-
ter Linie in den Bauunterhalt der landeseigenen Gebäude.  

Bei den Ausgaben für den Schuldendienst handelt es sich im Wesentlichen 
um Kreditmarktzinsen. 2018 betrugen diese Zinsausgaben 1,4 Mrd. Euro. 
Sie verringerten sich gegenüber 2009 - bei höheren Kreditmarktschulden - 
um 205,8 Mio. Euro (-12,9 Prozent).  

 

2.3 Ausgaben für Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke 

Die Ausgaben für Zuweisungen und Zuschüsse für laufende Zwecke 
(Hauptgruppe 6) erhöhten sich 2018 im Vergleich zum Vorjahr deutlich um 
2,1 Mrd. Euro (+9,3 Prozent) auf 25,3 Mrd. Euro. 

• Die Ausgaben für den Länderfinanzausgleich erreichten 2018 mit 3,3 Mrd. 
Euro erneut einen Höchststand. Seit 2009 nahmen sie damit um 1,5 Mrd. 
Euro (+76,8 Prozent) zu. Die Ausgaben stiegen im Vergleich zum Vorjahr 
nochmals um 405 Mio. Euro (+13,8 Prozent).  

• Die allgemeinen Zuweisungen im Kommunalen Finanzausgleich nahmen 
seit 2009 kontinuierlich um insgesamt 3,5 Mrd. Euro (+62,2 Prozent) auf 
9,2 Mrd. Euro zu. Im Vergleich zum Vorjahr stiegen sie um 480,5 Mio. 
Euro (+5,5 Prozent). 

Die sonstigen Ausgaben für Zuweisungen und Zuschüsse - ohne die Ausga-
ben für den Länderfinanzausgleich und den kommunalen Finanzausgleich - 
stiegen zwischen 2009 und 2018 von 6,8 Mrd. Euro nahezu kontinuierlich 
auf 12,7 Mrd. Euro an (+87 Prozent).  

Einzelfälle größeren Umfangs waren: 

• Die pauschale Erstattung von Aufwendungen für die Aufnahme, Unter-
bringung und Betreuung von Flüchtlingen an die Stadt- und Landkreise 
erhöhte sich 2018 gegenüber dem Vorjahr von 321,7 Mio. Euro auf 
515,3 Mio. Euro (+60,2 Prozent). Darüber hinaus erstattete das Land 
2018 erstmals den Stadt- und Landkreisen 100 Mio. Euro für deren Mehr-
aufwendungen für nicht mehr vorläufig untergebrachte (geduldete) Flücht-
linge.  

• Die Ausgaben für die Kleinkindbetreuung erhöhten sich 2018 gegenüber 
dem Vorjahr um 107,4 Mio. Euro auf 931,6 Mio. Euro (+13,0 Prozent). Die 
Ausgaben werden zum Teil durch Bundesmittel mitfinanziert.  

• Erstattungen an Gemeinden und Gemeindeverbände für die Kosten der 
Unterkunft und Heizung mit 607,4 Mio. Euro gegenüber 645,3 Mio. Euro 
2017. 

• Erstattungen an die Stadt- und Landkreise für Sozialhilfe mit 628,5 Mio. 
Euro. Gegenüber dem Vorjahr sind die Ausgaben um 35,4 Mio. Euro ge-
stiegen. 

• Die Stadt- und Landkreise sowie der Verband Region Stuttgart erhielten 
2018 Zuweisungen zur Finanzierung von Verkehrs- und Tarifleistungen im 
öffentlichen Personennahverkehr. Die Zuweisungen wurden den Ausga-
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benträgern als Ausgleich für deren gemeinwirtschaftliche Leistungen im 
öffentlichen Personennahverkehr gewährt und der Finanzausgleichsmas-
se A vorweg genommen. Sie betrugen 201,6 Mio. Euro. 

• Der Landesbeteiligung Baden-Württemberg GmbH wurde 2018 ein Zu-
schuss von 400 Mio. Euro zur Tilgung von Schulden am Kreditmarkt ge-
währt. Die Landesregierung sieht diesen Zuschuss als Tilgung impliziter 
Landesverschuldung an. 

• Die Stadt- und Landkreise sowie kreisangehörigen Gemeinden mit Ju-
gendamt erhielten 2018 eine Teilerstattung für die Gewährung von Unter-
haltsvorschüssen und -ausfallleistungen zur Sicherung des Unterhalts von 
Kindern alleinstehender Mütter und Väter von 116,5 Mio. Euro. Dieser Zu-
schuss aus Bundes- und Landesmitteln verdoppelte sich nahezu gegen-
über 2017 (58,6 Mio. Euro) infolge der Änderung des Unterhaltvorschuss-
gesetzes im Juli 2017.  

 

2.4 Baumaßnahmen und sonstige Ausgaben für Investitionen und 
Investitionsförderungsmaßnahmen 

Die Ausgaben für Baumaßnahmen (Hauptgruppe 7) stiegen 2018 gegen-
über dem Vorjahr um 29,8 Mio. Euro auf 688,1 Mio. Euro (+4,5 Prozent). 
Damit wurde das Ausgabenniveau von 2016 wieder erreicht. 

Die sonstigen Ausgaben für Investitionen und Investitionsförderungsmaß-
nahmen (Hauptgruppe 8) stiegen seit 2009 um 695,7 Mio. Euro (+24,9 Pro-
zent). Sie beliefen sich 2018 auf 3,5 Mrd. Euro und nahmen gegenüber dem 
Vorjahr um 130,0 Mio. Euro ab (-3,6 Prozent). Ausgabenschwerpunkte wa-
ren 2018: 

• Zuschüsse für Investitionen an private, kommunale und sonstige öffentli-
che Krankenhäuser mit 358,9 Mio. Euro in nahezu gleicher Höhe wie im 
Vorjahr (+5,5 Mio. Euro); 

• Zuschüsse an die Deutsche Bahn AG für Stuttgart 21 mit 182,3 Mio. Euro. 
Für die Neubaustrecke Wendlingen-Ulm wurden 2018 keine Zuschüsse 
an die Deutsche Bahn AG ausgezahlt. Die Zuschüsse für das Bahnprojekt 
reduzierten sich gegenüber dem Vorjahr damit um 285,2 Mio. Euro  
(-61,0 Prozent);  

• Zuschüsse für Infrastrukturförderung im öffentlichen Personennahverkehr 
nach dem Gemeindeverkehrsfinanzierungsgesetz-Bundesprogramm mit 
170,9 Mio. Euro (+54,0 Mio. Euro gegenüber dem Vorjahr) sowie 

• im Rahmen des Kommunalen Finanzausgleichs Zuweisungen an den 
Ausgleichstock und pauschale Investitionszuweisungen (ohne Verkehrs-
lastenausgleich) an die Kommunen mit 1,1 Mrd. Euro (+42,7 Mio. Euro im 
Vergleich zu 2017). 
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Abbildung 3: Entwicklung der Ausgaben für Baumaßnahmen und Investitio-
nen (in Mio. Euro) 
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2.5 Besondere Finanzierungsausgaben 

Die besonderen Finanzierungsausgaben (Hauptgruppe 9) vervierfachten 
sich 2018 nahezu gegenüber 2017. Sie stiegen um 2,81 Mrd. Euro auf 
3,81 Mrd. Euro in 2018.  

Die größten Einzelposten der besonderen Finanzierungsausgaben waren 
2018: 

• Zuführungen an Fonds und Stöcke, insbesondere den Allgemeinen 
Grundstock mit Unterteilen von 308,8 Mio. Euro; 

• Zuführung an die Rücklage für Haushaltsrisiken von 964,4 Mio. Euro; 

• Zuführung an die Rücklage VO von 1.726,4 Mio. Euro; 

• Zuführung an den Versorgungsfonds von 518,4 Mio. Euro; 

• Zuführung an die Rücklage Luftreinhaltung von 105,0 Mio. Euro. 

 

3 Verschuldung 

3.1 Entwicklung der haushaltsmäßigen Verschuldung 

Ende 2018 betrug die haushaltsmäßige Verschuldung des Landes 46,0 Mrd. 
Euro. Sie lag damit erstmals seit Jahrzehnten nennenswert unter dem 
Niveau des Vorjahres. Hintergrund ist die Tilgung von 250 Mio. Euro an Kre-
ditmarktschulden in 2018. 
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Abbildung 4 zeigt die Entwicklung der haushaltsmäßigen Verschuldung ein-
schließlich der zum Jahresende nicht valutierten Kredite sowie aufgescho-
bene Kreditermächtigungen von 1954 bis 2018.  

 

Abbildung 4: Historische Entwicklung der haushaltsmäßigen Verschuldung11 
(in Mrd. Euro) 
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Die haushaltsmäßige Verschuldung beinhaltet seit 2008 neben den Kredit-
marktschulden regelmäßig auch zum Jahresende nicht in Anspruch ge-
nommene Kreditrahmenverträge. 

2018 sind darüber hinaus aufgeschobene Kreditaufnahmen enthalten. Mit 
dem Nachtrag zum Staatshaushaltsgesetz 2018/2019 wurde erstmals die 
Grundlage für das Aufschieben von Kreditaufnahmen gelegt.  

Zum Jahresende 2018 betrugen die nicht valutierten Kreditrahmenverträge 
und die aufgeschobenen Kreditaufnahmen insgesamt 9,7 Mrd. Euro.  

 

                                                      

11 Bis 1994 inklusive Verpflichtungen aus Ausgleichsforderungen. 
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Tabelle 4: Schuldenentwicklung zum Jahresende 2017 und 2018 
(in Mio. Euro)12 

Schuldenart 31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 

Haushaltsmäßige Verschuldung 46.298,4 46.048,4 -250,0 

Davon 

Kreditmarktschulden, 
bestehend aus 38.455,4 36.320,6 -2.134,7 

a) Wertpapierschulden  17.152,0 16.452,0 -700,0 

b) Schulden beim nicht-
öffentlichen Bereich 20.436,4 18.981,8 -1.454,5 

c) Kredite bei sonstigen 
öffentlichen Sonder-
rechnungen 

867,0 886,8 19,8 

Kreditrahmenverträge  7.843,0 1.600,0 -6.243,0 

Aufgeschobene Kredit-
aufnahme 0,0 8.127,7 8.127,7 

Verpflichtungen beim Bund (für 
den Wohnungsbau) und bei ande-
ren Ländern 

866,6 815,0 -51,6 

Fundierte Schulden insgesamt 47.165,0 46.863,4 -301,6 

Verlagerte Verpflichtungen13 381,2 319,5 -61,7 

Schulden insgesamt 47.546,2 47.182,9 -363,3 

 

Die haushaltsmäßige Verschuldung ging 2018 aufgrund der Tilgung von 
Kreditmarktschulden um 250 Mio. Euro zurück. Die valutierte Kreditmarkt-
verschuldung ging infolge der guten Liquiditätslage des Landes zum Stich-
tag um 2,1 Mrd. Euro auf 36,3 Mrd. Euro zurück. Die nicht valutierten Anteile 
lagen damit bei 9,7 Mrd. Euro oder 20,8 Prozent. Diese sind im Wesentli-
chen nicht frei verfügbar, sondern für Sondervermögen, Rücklagen und 
Ausgabereste gebunden. 

Rechnet man die verlagerten Verpflichtungen und die Verpflichtungen beim 
Bund und den Ländern für den Wohnungsbau ein, betrugen die Schulden 
des Landes zum Jahresende 2018 insgesamt 47.182,9 Mrd. Euro. 

Somit sind die fundierten Schulden 2018 um 302 Mio. Euro zurückgegan-
gen. Unter Berücksichtigung der verlagerten Verpflichtungen lag der Schul-
denstand des Landes zum 31. Dezember 2018 um 363 Mio. Euro unter dem 
Vorjahresniveau. 

                                                      

12 Zum Teil Rundungsdifferenzen. 
13 Der Schuldenstand der verlagerten Verpflichtungen zum 31. Dezember 2018 ist vorläufig. 
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Tabelle 5: Stand der verlagerten Verpflichtungen14 (in Mio. Euro) 

Finanzierungsmaßnahme 31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 

Bundesausbildungsförderungsgesetz 119,5 80,0 -39,5 

Hochbauprogramme (Deckelung auf 
400 Mio. Euro nach § 4 Absatz 12 
Staatshaushaltsgesetz 2018/2019) 

217,5 230,3 12,8 

Davon 
Behördenbauprogramm 3,0 3,0 0,0 

Bauprogramm Forschungs-
förderung u. a. 214,5 227,3 12,8 

Sonderprogramm Landesstraßenbau 44,2 9,2 -35,0 

Verlagerte Verpflichtungen insgesamt 381,2 319,5 -61,7 

 

Die verlagerten Verpflichtungen sind zum 31. Dezember 2018 gegenüber 
dem Vorjahr um 61,7 Mio. Euro gesunken. 

 

3.2 Entwicklung der Nettokreditaufnahme 

Nach Artikel 109 Absatz 3 Grundgesetz sind die Haushalte der Länder 
grundsätzlich ohne Kredite auszugleichen. Baden-Württemberg hat von 
einer bis einschließlich 2019 geltenden Ausnahmeermächtigung Gebrauch 
gemacht.  

Nach § 18 Landeshaushaltsordnung und der zugehörigen Rechtsverordnung 
hätte Baden-Württemberg danach bis einschließlich 2016 noch neue Kredite 
aufnehmen dürfen. Tatsächlich hat das Land 2014 zum letzten Mal neue 
Kredite aufgenommen.  

Seit 2017 muss das Land - aufgrund der guten Steuereinnahmen - Ver-
schuldung abbauen. 

Neben der Tilgung von Kreditmarktschulden ist in Baden-Württemberg auch 
der Abbau der sogenannten impliziten Verschuldung rechtlich möglich. Im 
Jahr 2017 hat die Landesregierung die bestehende Tilgungsverpflichtung 
durch den Abbau der impliziten Verschuldung erfüllt (vergleiche Denkschrift 
2018, Beitrag Nr. 4 - Landtagsdrucksache 16/4404).  

Im Jahr 2018 betrug die Tilgungsverpflichtung zum Zeitpunkt der Aufstellung 
des Nachtragshaushalts 2.470,7 Mio. Euro15. Der wesentliche Teil wurde 
durch den Abbau impliziter Verschuldung erfüllt. 

Abbildung 5 zeigt die Entwicklung der Nettokreditaufnahme und der Nettotil-
gung von haushaltsmäßiger Verschuldung des Landes in den vergangenen 
zehn Jahren16. 

 

                                                      

14 Der Schuldenstand der verlagerten Verpflichtungen zum 31. Dezember 2018 ist vorläufig. 
15 Tilgungsverpflichtung nach der Ex-ante-Betrachtung Stand Nachtrag zum Staatshaushalts-

plan 2018/2019. 
16 Nur Kreditmarktverschuldung, ohne Abbau der impliziten Verschuldung. 
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Abbildung 5: Nettokreditaufnahme und -tilgung 2009 bis 2018 (in Mio. Euro) 

-16

1.639

-2 -5

1.777

1.228

-1 -1 -1 

-250

-500

0

500

1.000

1.500

2.000

2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

Nettokreditaufnahme und -tilgung
 

 

Mit dem Gesetz über die Feststellung eines Nachtrags zum Staatshaushalt-
plan von Baden-Württemberg für die Haushaltsjahre 2018/2019 wurde die 
Tilgung einer weiteren Milliarde Euro an Kreditmarktschulden im Jahr 2019 
bereits beschlossen. 

 

3.3 Entwicklung der Schulden und Zinsen 2009 bis 2018 

Seit 2009 ist die haushaltsmäßige Verschuldung des Landes von 41,7 Mrd. 
Euro auf 46,3 Mrd. Euro in 2017 angestiegen. 2018 ging die Verschuldung 
auf 46,0 Mio. Euro zurück. 

Die valutierten Kreditmarktschulden hatten 2010 mit 42,1 Mrd. Euro einen 
Höchststand im 10-Jahres-Vergleich. 2018 lagen sie bei nur noch 36,3 Mrd. 
Euro.  

Abbildung 6 zeigt die Entwicklung der haushaltsmäßigen Verschuldung und 
der valutierten Kreditmarktschulden im Zeitraum 2009 bis 2018 jeweils zum 
Jahresende. 
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Abbildung 6: Schuldenentwicklung 2009 bis 201817 (in Mrd. Euro) 
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Die haushaltsmäßige Verschuldung stellt den Nominalbetrag der Landes-
schulden dar. Die valutierte Verschuldung lag in den vergangenen zehn 
Jahren immer unter der haushaltsmäßigen Verschuldung. Hintergrund war, 
dass aufgrund ausreichend vorhandener Liquidität jeweils ein zum Jahres-
ende zumindest teilweise nicht valutierter Kreditrahmenvertrag abgeschlos-
sen beziehungsweise die Kreditaufnahme aufgeschoben wurde.  

Abbildung 7 zeigt die Entwicklung der Zinsausgaben des Landes in den 
vergangenen zehn Jahren. 

 

                                                      

17 Zwischen 2011 und 2016 inklusive der Schulden beim Sondervermögen des Bundes (Bad 
Bank).  
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Abbildung 7: Entwicklung der Zinsausgaben im Soll und Ist 2009 bis 201818 
(in Mio. Euro) 

1.673
1.759

1.824 1.782
1.902

1.690
1.604

1.688
1.637

1.499

1.529

1.768 1.781

1.632
1.727

1.581
1.533

1.459
1.386 1.395

0

200

400

600

800

1.000

1.200

1.400

1.600

1.800

2.000

2009 2010 2011 2012 2013 2014 2015 2016 2017 2018

Zinsausgaben (Soll) Zinsausgaben (Ist)
 

 

Die Zinsausgaben des Landes sind 2018 - trotz geringerer Verschuldung 
gegenüber 2017 - leicht gestiegen. Die Zinsausgaben von 1.395 Mio. Euro 
beinhalten Restrukturierungsmaßnahmen von 130 Mio. Euro. Durch diese 
Maßnahmen wird die künftige Zinsbelastung des Landes nach Angaben des 
Finanzministeriums um 163 Mio. Euro reduziert. Auch 2017 führte das Land 
Restrukturierungsmaßnahmen im Portfolio von 60 Mio. Euro durch. Bereinigt 
um den Wert dieser Maßnahmen ist die Zinsbelastung 2018 gegenüber dem 
Vorjahr gesunken.  

Mit dem Nachtrag zum Staatshaushaltsplan 2018/2019 wurde der Haus-
haltsansatz für die Zinsausgaben in 2018 um 100 Mio. Euro gegenüber dem 
Urhaushalt abgesenkt. In gleicher Höhe wurden Zuführungen an den Allge-
meinen Grundstock veranschlagt19. Dennoch lagen die Ist-Ausgaben für 
Zinsen um 104 Mio. Euro unter dem mit dem Nachtrag abgesenkten Haus-
haltsansatz.  

 

3.4 Pro-Kopf-Verschuldung 

Abbildung 8 zeigt die Pro-Kopf-Verschuldung der Flächenländer zum Jah-
resende 2017 und 2018 nach der Vierteljahresstatistik des Bundes. Für Ba-

                                                      

18 2011 inklusive Zinsaufwand für Zinssammler von 112 Mio. Euro. 
19  Vergleiche Erläuterung zu Kapitel 1209 Titel 916 01 Nachtrag zum Staatshaushaltsplan 

2018/2019. 
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den-Württemberg werden jeweils nur die zum Jahresende valutierten Schul-
den20 je Einwohner dargestellt. 

 

Abbildung 8: Pro-Kopf-Verschuldung der Flächenländer21 22 (in Euro) 
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Baden-Württemberg liegt im Vergleich der Flächenländer wie in den Vorjah-
ren an dritter Stelle. 

Der Rückgang der Pro-Kopf-Verschuldung beruht für Baden-Württemberg im 
Wesentlichen darauf, dass aufgrund der guten Liquiditätslage der Anteil der 
valutierten Kredite um 2,1 Mrd. Euro temporär gesunken ist (vergleiche Ta-
belle 4). 

 

3.5 Ländervergleich zur Nettokreditaufnahme und Tilgung je Ein-
wohner  

Auf Basis der endgültigen Rechnungsabschlüsse lässt sich die Nettokredit-
aufnahme der Länder vergleichen. Abbildung 9 zeigt die Nettokreditaufnah-
me je Einwohner der Flächenländer in 2016 und 2017. 

Die endgültigen Rechnungsabschlüsse für das Haushaltsjahr 2018 lagen 
zum Zeitpunkt der Erstellung dieser Denkschrift noch nicht vor. 

 

                                                      

20 Ohne nicht in Anspruch genommene Kreditrahmenverträge; ohne aufgeschobene Kredit-
ermächtigungen. 

21 Quellen: Vierteljahresstatistik über den Schuldenstand (SFK 4) am 31. Dezember 2017 und 
2018 des Bundesministeriums der Finanzen. 

22  Ohne Verschuldung beim öffentlichen Bereich. 
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Abbildung 9: Nettokreditaufnahme der Flächenländer je Einwohner 2016 
und 201723 24(in Euro) 
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4 Rücklagen und Sondervermögen 

Tabelle 6 zeigt den Bestand der Rücklagen und Sondervermögen des Lan-
des zum Jahresende 2017 und 2018 einschließlich der Veränderungen. 

 

                                                      

23 Siehe Berichte des Bundesministeriums der Finanzen zu den Jahren 2016 und 2017: Ent-
wicklung der Länderhaushalte (Kernhaushalte) - jeweils endgültiges Ergebnis. Bevölke-
rungsstand jeweils zum 31. Dezember. 

24  Bezüglich Bayern wurde die haushaltsmäßige Schuldentilgung von 550 Mio. Euro in 2016 
und 500 Mio. Euro in 2017 berücksichtigt.  
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Tabelle 6: Bestand der Rücklagen und Sondervermögen (in Mio. Euro)25 

  31.12.2017 31.12.2018 Veränderung 
+/- 

I. Rücklagen, davon 521,4 1.764,7 +1.243,3 

  
für Maßnahmen im Sinne des 
§ 1 Absatz 3 der VO zu § 18 
Landeshaushaltsordnung 

172,0 584,1 +412,2 

  für Haushaltsrisiken 349,4 1.067,2 +717,8 

  
für Luftreinhaltung, insbesonde-
re für die Landeshauptstadt 
Stuttgart 

0,0 104,0 +104,0 

  für den Strategiedialog Auto-
mobilwirtschaft  0,0 9,3 +9,3 

II. Sondervermögen, davon 7.118,6 7.631,5 +512,9 

  Baden-Württemberg 21 253,9 290,4 +36,6 

  Forstgrundstock 7,9 5,6 -2,3 

  Allgemeiner Grundstock mit 
Unterteilen 323,6 555,0 +231,4 

  Studienfonds 4,2 4,1 -0,1 

  Versorgungsrücklage des Lan-
des 3.882,3 3.714,5 -167,8 

  Versorgungsfonds des Landes 2.646,8 3.061,9 +415,1 

 

Der Rücklage für Maßnahmen im Sinne des § 1 Absatz 3 der VO zu § 18 
Landeshaushaltsordnung wurden 2018 per Saldo 412,2 Mio. Euro zugeführt. 
Die Brutto-Zuführung zur Rücklage betrug 1.726,4 Mio. Euro. Damit hat die 
Landesregierung einen Teil der für 2018 bestehenden Tilgungsverpflichtung 
erfüllt. Dem standen Entnahmen von 1.314,3 Mio. Euro gegenüber. Mit der 
größten Entnahme von 1.066,3 Mio. Euro wurden die in das Folgejahr zu 
übertragenden Einnahmereste aus nicht in Anspruch genommenen Kredit-
ermächtigungen reduziert.  

Die Rücklage für Haushaltsrisiken ist um 717,8 Mio. Euro angewachsen. Der 
Zuführung 2018 von 964,4 Mio. Euro standen Entnahmen von 246,6 Mio. 
Euro gegenüber.  

Mit dem Nachtrag zum Staatshaushaltsplan 2018/2019 wurde die Rücklage 
für Luftreinhaltung, insbesondere für die Landeshauptstadt Stuttgart neu 
gebildet. Der Einzahlung von 105,0 Mio. Euro stand eine Entnahme von 
1 Million Euro gegenüber. Die Rücklage für den Strategiedialog Automobil-
wirtschaft Baden-Württemberg wurde mit dem Urhaushalt 2018/2019 ge-
schaffen. Ihr wurden 10,0 Mio. Euro in 2018 zugeführt sowie rund 0,7 Mio. 
Euro entnommen. 

In Summe haben sich die Rücklagen des Landes um 1.243,3 Mio. Euro er-
höht.  

                                                      

25 Zum Teil Rundungsdifferenzen. 
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Im Bereich der Sondervermögen wurden der Versorgungsrücklage 2018 
weder Mittel zugeführt noch entnommen. Der Rückgang des Wertes um 
167,8 Mio. Euro ist auf die Kursentwicklung am Aktien- und Rentenmarkt 
zurückzuführen. Auch für 2019 ist keine Zuführung oder Entnahme vorgese-
hen.  

Dem Versorgungsfonds wurden 2018 insgesamt 518,4 Mio. Euro zugeführt. 
Der um 103,3 Mio. Euro geringere Wertzuwachs ist - wie bei der Versor-
gungsrücklage - auf Kursschwankungen zurückzuführen. 

Per Saldo betrug der Wertzuwachs 2018 bei den Sondervermögen 
512,9 Mio. Euro.  

 

5 Entwicklung des Finanzierungssaldos 

Der Finanzierungssaldo bezeichnet den Unterschiedsbetrag aus bereinigten 
Einnahmen und bereinigten Ausgaben. Die Einnahmen des Landes werden 
dabei bereinigt um Nettokreditaufnahmen, Entnahmen aus Rücklagen, 
Fonds und Stöcken sowie um Einnahmen aus Überschüssen der Vorjahre. 
Die Ausgaben des Landes werden bereinigt um Zuführungen an Rücklagen, 
Fonds und Stöcke sowie um Deckungsbeträge eventueller Fehlbeträge aus 
Vorjahren.  

 

Abbildung 10: Finanzierungssaldo 2009 bis 2018 (in Mio. Euro) 
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Das Land konnte 2018 im Ist erneut einen positiven Finanzierungssaldo 
ausweisen. Die bereinigten Einnahmen überstiegen die bereinigten Ausga-
ben um 3.052 Mio. Euro. Im Zehnjahresvergleich gelang es der Landesre-
gierung 2018 erstmals, bereits im Soll einen positiven Finanzierungssaldo zu 
etatisieren. 
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6 Entwicklung der Jahresergebnisse 

2018 konnte das Land im kassenmäßigen Jahresergebnis einen Überschuss 
von 3,1 Mrd. Euro ausweisen. Gegenüber dem Vorjahr stellt dies eine Stei-
gerung um 324,7 Mio. Euro dar. Darin enthalten ist ein Sondereffekt von 
1.066,3 Mio. Euro. In dieser Höhe wurden Mittel aus der Rücklage VO ent-
nommen, um die in das folgende Haushaltsjahr zu übertragenden Einnah-
mereste aus nicht in Anspruch genommenen Kreditermächtigungen zu re-
duzieren. 

Abbildung 11 zeigt die Entwicklung der kassen- und rechnungsmäßigen 
Jahresergebnisse seit 2009 auf. 

 

Abbildung 11: Entwicklung der Jahresergebnisse (in Mio. Euro) 
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Für die Frage, welche Überschüsse zur Deckung künftiger Haushalte zur 
Verfügung stehen, ist der Bestand der rechnungsmäßigen Überschüsse 
maßgeblich.  

Zum 31. Dezember 2017 wies die Haushaltsrechnung des Landes einen 
rechnungsmäßigen Überschuss von 1.961,6 Mio. Euro aus. Zuzüglich nicht 
verbrauchter rechnungsmäßiger Überschüsse aus Vorjahren betrug zum 
Jahresende 2017 das rechnungsmäßige Gesamtergebnis +4.725,8 Mio. 
Euro. Diese Deckungsmittel wurden mit dem Nachtrag zum Staatshaus-
haltsplan 2018/2019 bereits vollständig als Einnahme etatisiert.  

Ob und in welcher Höhe 2018 erneut ein rechnungsmäßiger Überschuss zur 
Deckung künftiger Haushalte ausgewiesen werden kann, stand zum Zeit-
punkt der Erstellung dieser Denkschrift noch nicht abschließend fest. 
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